
Artikel 84
Gegen Gesetzbeschllisse der Volkskammer steht der Länder­

kammer ein Einspruchsrecht zu. Der Einspruch muß innerhalb 
von 14 Tagen nach der S'chlußabstimmung in der Volkskammer 
bei dem Präsidenten der Volkskammer eingebracht werden und 
spätes'ens nnerhalb zweier weiterer wocuen mit Gründen ver­
sehen werden.

Andernfalls wird angenommen, daß die Länderkammer von 
ihrem Einspruchsrecht keinen Gebrauch macht.

Der Einspruch wird hinfällig, wenn die Volkskammer ihren 
Beschluß nach erneuter Beratung aufrechterhält.

Wurde der Einspruch der Länderkammer mit einer Mehrheit 
von zwei Dritteln der abstimmenden Abgeordneten beschlossen, 
so wird er nur dann hinfällig, wenn die Volkskammer ihren 
Beschluß mit einer Mehrheit von zwei Dritteln der abstimmen­
den Abgeordneten aufrechterhält.

Richtet sich der Einspruch der Länderkammer gegen einen 
verfassungsändernden Gesetzbeschluß der Volkskammer, so be­
darf die Beschlußfassung über den Einspruch in der Länder­
kammer bei Anweenheit von mindestens zwei Dritteln der Ab­
geordneten einer Mehrheit von zwei Dritteln der Abstimmenden.

Der Einspruch wird hinfällig, wenn die Volkskammer mit der 
für Verfassungsänderungen vorgeschriebenen Mehrheit ihrer 
Abgeordneten ihren Beschluß aufrechterhält.

Artikel 85
Der Präsident der Volkskammer hat die verfassungsmäßig 

zustande gekommenen Gesetze innerhalb eines Monats auszu­
fertigen. Sie werden vom Präsidenten der Republik unverzüg­
lich im Gesetzblatt der Republik verkündet.

Die Ausfertigung und Verkündung findet nicht statt, .wenn 
innerhalb der Monatsfrist die Verfassungswidrigkeit des Ge­
setzes gemäß Artikel 66 festgestellt worden ist.

Gesetze treten, soweit sie nichts anderes bestimmen, am 
14. Tage nach der Verkündung in Kraft.

Artikel 86
Die Ausfertigung und Verkündung eines Gesetzes ist um 

zwei Monate auszusetzen, wenn es ein Drittel der Abgeordne­
ten der Volkskammer verlangt.

Das Gesetz ist nach Ablauf dieser Frist auszufertigen und zu 
verkünden, falls nicht ein Volksbegehren auf Volksentscheid 
gegen den Erlaß des Gesetzes durchgeführt ist.

Gesetze, die die Mehrheit der Mitglieder der Volkskammer 
für dringlich erklärt, müssen ungeachtet dieses Verlangens aus­
gefertigt und verkündet werden.

Artikel 87
Ein Gesetz, dessen Verkündung auf Antrag von mindestens 

einem Drittel der Abgeordneten der Volkskammer ausgesetzt 
ist, ist dem Volksentscheid zu unterbreiten, wenn ein Zwanzig­
stel der Stimmberechtigten es beantragt.

Ein Volksentscheid ist ferner herbeizuführen, wenn ein 
Zehntel der Stimmberechtigten oder wenn anerkannte Parteien 
oder Massenorganisationen, die glaubhaft machen, daß sie ein 
Fünftel der Stimmberechtigten vertreten, dies beantragen 
(Volksbegehren).

Dem Volksbegehren ist ein Gesetzentwurf zugrunde zu legen. 
Er ist von der Regierung unter Darlegung ihrer Stellungnahme 
der Volkskammer zu unterbreiten.

Der Volksentscheid findet nur statt, wenn das begehrte Ge­
setz nicht in der Volkskammer in einer Fassung angenommen 
wird, mit der die Antragsteller oder ihre Vertretungen einver­
standen sind.

über den Haushaltsplan, über die Abgabengesetze und die 
Besoldungsordnungen findet kein Volksentscheid statt.

Das dem Volksentscheid unterbreitete Gesetz ist angenom­
men, wenn die Mehrheit der Abstimmenden zugestimmt hat.

Das Verfahren beim Volksbegehren und Volksentscheid regelt 
ein besonderes Gesetz.

Artikel 88
Der Haushaltsplan und der Wirtschaftsplan werden durch 

Gesetz beschlossen.
Amnestien bedürfen eines Gesetzes.
Staatsverträge, die sich auf Gegenstände der Gesetzgebung 

beziehen, sind .wie Gesetze zu verkünden.

Artikel 89
Ordnungsgemäß verkündete Gesetze sind für den Richter 

bindend und von ihm auf ihre Verfassungsmäßigkeit nicht zu 
prüfen.

Nach Einleitung des in Artikel 66 vorgesehenen Prüfungsver­
fahrens sind bis zu dessen Erledigung anhängige gerichtliche 
Verfahren auszusetzen.

Artikel 90
Die zur Ausführung der Gesetze der Republik erforderlichen 

allgemeinen Verwaltungsvorschriften werden, soweit die Ge­
setze nichts anderes bestimmen, von der Regierung der 
Republik erlassen.

IV. Die Regierung der Republik
Artikel 91

Die Regierung der Republik besteht aus dem Ministerpräsi­
denten und den Ministern.

Artikel 92
Die stärkste Fraktion der Volkskammer benennt den 

Ministerpräsidenten, der die Regierung unter Hinzuziehung 
aller Fraktionen im Verhältnis der Fraktionsstärke bildet.

Schließt sich eine Partei aus, so findet die Regierungsbildung 
ohne sie statt.

Die Minister sollen Abgeordnete der Volkskammer sein.
Die Volkskammer bestätigt die Regierung und billigt das von 

ihr vorgelegte Programm.

Artikel 93
Die Mitglieder der Regierung werden bei ihrem Amtsantritt 

vom Präsidenten der Republik eidlich verpflichtet, ihre Ge­
schäfte unparteiisch zum Wohle des Volkes und getreu der Ver­
fassung und den Gesetzen zu führen.

Artikel 94
Die Regierung sowie jedes ihrer Mitglieder bedürfen zur 

Geschäftsführung des Vertrauens der Volkskammer,

Artikel 95
Die Tätigkeit der Regierungen in ihrer Gesamtheit endet mit 

der Annahme eines Mißtrauensantrages durch die Volks­
kammer.

Der Mißtrauensantrag kommt nur zur Abstimmung, wenn 
gleichzeitig mit ihm der neue Ministerpräsident und die von 
ihm zu befolgenden Grundsätze der Politik vorgeschlagen wer­
den. über den Mißtrauensantrag und diese Vorschläge .wird in 
ein und derselben Abstimmungshandlung entschieden.

Der Beschluß auf Entziehung des Vertrauens ist nur wirk­
sam, wenn ihm mindestens die Hälfte der gesetzlichen Mit­
gliederzahl der Abgeordneten zustimmt.

Der Antrag auf Herbeiführung eines solchen Beschlusses 
muß von mindestens einem Viertel der Mitglieder der Volks­
kammer unterzeichnet sein, über den Antrag darf frühestens 
am zweiten Tage nach seiner Verhandlung abgestimmt werden. 
Der Antrag muß innerhalb einer Woche nach seiner Ein­
bringung erledigt werden.

Tritt die neue Regierung ihr Amt nicht innerhalb von 
21 Tagen nach der Annahme des Mißtrauensantrages an, so 
wird der Mißtrauensantrag unwirksam.

Wird der neuen Regierung das Mißtrauen ausgesprochen, so 
gilt die Volkskammer als aufgelöst.

Bis zum Amtsantritt einer neuen Regierung werden die Ge­
schäfte von der bisherigen Regierung .weitergeführt.

Artikel 96
Ein Regierungsmitglied, dem durch Beschluß der Volks­

kammer das Vertrauen entzogen wird, muß zurücktreten. Die 
Geschäfte sind bis zum Amtsantritt des Nachfolgers fortzu­
führen, sofern nicht die Volkskammer etwas anderes beschließt.

Die Bestimmungen des Artikel 95 Abs. 3 finden entsprechende 
Anwendung.

Jedes Regierungsmitglied kann jederzeit seinen Rücktritt er­
klären. Sein Geschäftsbereich wird bis zur Bestellung des Nach­
folgers von seinem Stellvertreter wahrgenommen, es sei denn, 
daß die Volkskammer etwas anderes beschließt.

Artikel 97
Der Ministerpräsident führt den Vorsitz in der Regierung 

und leitet ihre Geschäfte.
Artikel 98

Der Ministerpräsident bestimmt die Richtlinien der Regie­
rungspolitik nach Maßgabe der von der Vo'kskammer aufge­
stellten Grundsätze. Er ist dafür der Volkskammer verant­
wortlich.

Innerhalb dieser Richtlinien leitet jeder Minister den ihm 
anvertrauten Geschäftszweig selbständig unter eigener Ver­
antwortung gegenüber der Volkskammer.

Artikel 99
Die Minister haben der Regierung alle Gesetzentwürfe, ferner 

Angelegenheiten, für welche die Verfassung oder das Gesetz 
dieses vorschreiben, sowie Meinungsverschiedenheiten über 
Fragen, die den Geschäftsbereich mehrerer Minister berühren, 
zur Beratung und Beschlußfassung zu unterbreiten.

Artikel 100
Die Regierung faßt ihre Beschlüsse mit Stimmenmehrheit. 

Bei Stimmengleichheit entscheidet die Stimme des Vorsitzenden.

V. Der Präsident der Republik
Artikel 101

Der Präsident der Republik wird in gemeinsamer Sitzung 
von Volkskammer und Länderkammer auf die Dauer von vier 
Jahren gewählt. Die gemeinsame Sitzung wird vom Präsiden­
ten der Volkskammer einberufen und geleitet.
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